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as drohende Szenario
eines Krieges löst Ver-
unsicherung, Sorgen, ja

auch Ängste in der Bevölke-
rung aus – wie könnte es an-
ders sein? Dabei häufen sich
gerade die Warnungen vor der
Gefahr eines russischen An-
griffs gegen die Nato und sie
sind so eindringlich wie selten
zuvor. Führende Militärs, Ver-
teidigungspolitiker und Sicher-
heitsexperten schwören die
deutsche Öffentlichkeit auf ei-
ne anhaltende Bedrohung
durch Russland ein, die auch
fortbestehe, wenn der Krieg in
der Ukraine einmal endet. Die-
se düstere Einschätzung geht
offenbar auf eine Lageanalyse
von Bundesnachrichtendienst
und Bundeswehr zurück, die
durch Medienrecherchen an
die Öffentlichkeit kam. Die
Analysten trauen Russland zu,
bis Ende dieses Jahrzehnts ei-
nen „großmaßstäblichen kon-
ventionellen Krieg“ führen zu
können. Wenn einen dieses
Szenario beunruhigt und ver-
stört, dann ist das nur ver-
ständlich und menschlich.

Nun ist es nachvollziehbar,
dass Sicherheits- und Militärex-
perten die Öffentlichkeit war-
nen und vorbereiten wollen.
Täten sie es nicht, würden sie
einen schlechten Job machen.
Eine demokratische Gesell-
schaft lebt von Transparenz
und Information. Mündigen
Bürgern ist die Wahrheit zu-
mutbar. Doch das erkennbare
Ziel, die Gesellschaft für militä-
rische Bedrohungen zu sensibi-
lisieren, darf nicht dazu füh-

D
ren, dass die militärische Logik
zur dominanten Lesart in der
öffentlichen Debatte wird, bei
der Gegenargumente als naiv
oder kurzsichtig abgetan wer-
den. Die Corona-Zeit sollte eine
Mahnung sein: Wenn sich der
öffentliche Diskurs verengt,
wenn es nur noch eine ver-
meintlich richtige Lesart gibt,
dann verstärkt das die Polari-
sierung und Spaltung in der
Gesellschaft. Genau das aber ist
Gift in einer Demokratie. Für
Zweifel und Zwischentöne
muss es daher einen Raum ge-
ben. Gerade in so komplexen
Fragen von Krieg und Frieden.

Russlands Präsident Wladi-
mir Putin geht es nicht nur um
die Ukraine, auch nicht um ter-
ritoriale Zugewinne. Putins
Krieg richtet sich gegen den
Westen und seine Werte an
sich, gegen Freiheit und Demo-
kratie. Doch umso mehr müs-
sen genau diese Grundprinzi-
pien gestärkt werden, auf de-
nen unsere Gesellschaft und
das Leben, wie wir es kennen,
aufbauen. Es braucht daher ei-
ne gemeinsame Kraftanstren-
gung, der zunehmenden
Kriegsangst und wachsenden
Verunsicherung etwas entge-
genzusetzen. Es braucht wirk-
same Maßnahmen für mehr
soziale Gerechtigkeit und ge-
gen weitere Polarisierung. Das
ist eine gemeinsame Aufgabe
von Politik und Zivilgesell-
schaft. Eine Gesellschaft, die
zusammenhält und sich nicht
spalten lässt, kann äußere An-
griffe jedweder Art besser ab-
wehren. Militärlogik allein
macht eine Gesellschaft nicht
stark und resilient.

Warnungen vor russischer Aggression

Militärlogik allein
erzeugt keine
starke Gesellschaft

VON JANA WOLF, BÜRO BERLIN

Kommentare

Russland führt weiter Krieg in der Ukraine und Sicherheitsexper-
ten warnen vor den Aufrüstungsplänen Putins. In dieser Lage
fordert Kretschmer, dass man über eine Aufhebung der Wirt-
schaftssanktionen nachdenken müsse. Dafür ist es viel zu früh.
Wladimir Putin nachzugeben wäre das völlig falsche Signal. Von
Zugeständnissen darf man sich ohnehin keine Änderung seines
Kurses versprechen. Die Ukraine hat sich bereit gezeigt, für Si-
cherheitsgarantien auf Territorium zu verzichten. Doch Putin
führt den Krieg fort. Wenn Kretschmer sagt, die Sanktionen wür-
den Deutschland mehr schaden als Russland, hat er offenbar sei-
ne Fakten nicht beisammen. Schon vor dem Krieg fand sich Russ-
land nicht einmal unter den zehn größten Handelspartnern
Deutschlands. Öl und Gas kommen längst aus anderen Quellen.

„Stuttgarter Nachrichten“ zu Kretschmer-Vorstoß

Pressestimmen
Die Bundesärztekammer unter-
stützt schwarz-rote Pläne, den
Zugang zu Fachärzten über ein
„verbindliches Primärarztsys-
tem“ zu steuern. „Eine wirklich
smarte Patientensteuerung
könnte helfen, die knappen ärzt-
lichen Ressourcen viel effizien-
ter zu nutzen und auch die Kos-
ten insgesamt spürbar zu sen-
ken“, sagte Ärztepräsident Klaus
Reinhardt der „Neuen Osnabrü-
cker Zeitung“. Der Hausarzt soll-
te erste Anlaufstelle sein und
nur im Bedarfsfall an Fachpra-
xen weiterleiten, erläuterte
Reinhardt.

Die Arbeitsgruppe Gesund-

heit in den Koalitionsverhand-
lungen schlägt ein „verbindli-
ches Primärarztsystem“ vor.
Ausnahmen sollen für die Au-
genheilkunde und die Gynäkolo-
gie gelten. Für Patienten mit ei-
ner „spezifischen chronischen
Erkrankung“ soll eine besonde-
re Lösung erarbeitet werden.
Genannt werden hier etwa Jah-
resüberweisungen.

Union und SPD versprechen
sich von den Maßnahmen insge-
samt eine schnellere Terminver-
gabe sowie eine zielgerichtetere
Versorgung. Sie gehen zudem
von Einsparungen aus, die im
Jahr 2028 zwei Milliarden Euro
erreichen könnten.

Patienten sollten weiterhin
ihre Ärzte wählen oder wech-
seln, „aber nicht mehr willkür-
lich jede Versorgungsebene
nach Gutdünken ansteuern kön-
nen“, sagte Reinhardt. Klar sei
auch in der Konsequenz, dass je-
mand, der auf eine Behandlung
jenseits der ihm angebotenen
Wege bestehe, sich dann auch
selbst an den zusätzlichen Kos-
ten beteiligen müsse.

Es könne dabei nicht Aufgabe
von Ärztinnen und Ärzten sein,
Strafgebühren für die Kranken-
kassen einzuziehen. Als Optio-
nen nannte der Bundesärzte-
kammerpräsident eine Selbstbe-
teiligung, die von den Versicher-
ten mit den Kassen abzurech-
nen sei, bis hin zu gestaffelten
Kassentarifen.

Der Vorstand der Stiftung Pa-
tientenschutz, Eugen Brysch,
meldete Zweifel an der Reali-
sierbarkeit der Pläne von Union
und SPD an. „Es ist zu schön, um
wahr zu sein. Durch Patienten-
steuerung der Hausärzte wird
das gelobte Land versprochen.
Bessere Patientenversorgung,
zeitnahe Facharzttermine, Kos-
teneinsparung in Milliardenhö-
he sollen dann möglich sein“,
kommentierte Brysch die Vorha-
ben.

Unklar sei aber, wer als chro-
nisch krank eingestuft werde.
Dies seien 50 Prozent der Er-
wachsenen. Auch wies Brysch
auf Zusatzbelastungen für Haus-
ärzte hin. Pro Hausarztpraxis
dürften 2.000 Patientinnen und

Patienten mehr zu betreuen
sein. Darüber hinaus gebe es Re-
gionen, wo schon heute Primär-
praxen Neupatienten ablehnen,
sagte Brysch der dpa. (dpa/san)

Hausarzt als erste Anlaufstelle
Mediziner hoffen auf „smarte Patientensteuerung“ - Stiftung Patientenschutz zeigt sich skeptisch

VON STEFAN HEINEMEYER

Berlin. Erste Anlaufstelle für Pa-

tienten sollen nach dem Wil-

len von Union und SPD künf-

tig „Primärärzte“ sein. Wer

dennoch direkt zu einem

Facharzt möchte, soll aus

Sicht der Bundesärztekammer

draufzahlen.

Die Bundesärztekammer möchte erreichen, dass Hausärzte Patienten nur im Bedarfsfall an Fachpraxen weiterleiten. Foto: Skolimowska/dpa
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� Bei den Koalitionsverhandlun-
gen biegen CDU, CSU und SPD
auf die Zielgerade ein. An die-
sem Montagabend soll die Spit-
zenrunde der Hauptverhandler
erneut zusammenkommen, die-
ses Mal in der CDU-Zentrale.

� Neue Zwischenstände oder kon-
krete Verhandlungsergebnisse
wurden am Wochenende zu-
nächst nicht bekannt.

� Der voraussichtliche neue Bun-
deskanzler Friedrich Merz (CDU)
hatte ursprünglich angepeilt, bis
spätestens Ostern eine neue Re-
gierung zu bilden. Ostern ist in
weniger als drei Wochen. Um
das zu schaffen, müsste es in
der laufenden Woche eine Eini-
gung geben.

Koalitionsverhandlungen

Berlin. Der stellvertretende CDU-
Chef Michael Kretschmer hat das
kategorische Nein Deutschlands
zu einer Lockerung der Russ-
land-Sanktionen kritisiert und
damit für Empörung bei den Grü-
nen gesorgt. Die Grünen-Frakti-
onschefin Britta Haßelmann
nannte den sächsischen Minister-
präsidenten einen „Putin-
Freund“ und forderte den CDU-
Vorsitzenden Friedrich Merz auf,
„die Moskau-Connection in seiner
Partei schnellstens abzuwickeln“.

Beim Ukraine-Gipfel in Paris
hatten sich der geschäftsführen-
de Bundeskanzler Olaf Scholz
und andere europäische Regie-
rungschefs am Donnerstag klar
gegen die von Moskau geforderte
Lockerung der wegen des An-
griffskriegs gegen die Ukraine
verhängten Sanktionen ausge-
sprochen. Scholz hatte gesagt, ein
solcher Schritt wäre ein „schwe-
rer Fehler“.

Kretschmer sagte dazu in ei-
nem Interview der Deutschen
Presse-Agentur: „Das ist völlig aus
der Zeit gefallen und passt ja
auch gar nicht zu dem, was die

Amerikaner gerade machen.“
Wenn man merke, „dass man
sich selber mehr schwächt als das
Gegenüber, dann muss man dar-
über nachdenken, ob das alles so
richtig ist.“

Der CDU-Politiker kritisierte,
dass in Deutschland über eine Lo-
ckerung der Sanktionen gar nicht
erst debattiert wird. „Die ständige
Diskussion darüber, welche die-
ser Sanktionen sind vielleicht für
uns viel mehr zum Nachteil, als
es in Russland eine Wirkung hat,
die muss möglich sein“, sagte er.
„Die findet aber nicht statt.“

Haßelmann reagierte darauf
empört. „Während Putin weiter
Bomben auf die Ukraine wirft,
biedert sich Ministerpräsident
Kretschmer dem Kriegstreiber
wieder an“, sagte sie der dpa.

„Putin-Freunde“ wie Kretsch-
mer, der CDU-Bundestagsabge-
ordnete Thomas Bareiß oder der
stellvertretende CDU-Fraktions-
chef in Nordrhein-Westfalen, Jan
Heinisch, und ihr Russland-Kurs
dürften in den Koalitionsver-
handlungen keine Rolle spielen,
forderte sie. „Friedrich Merz und

die Spitze der CDU können sich
nicht länger wegducken und
müssen zum Aufleben der Mos-
kau-Connection endlich klar Stel-
lung beziehen. Die Zeit, das The-
ma totzuschweigen ist vorbei.“

Kretschmer gehört wie Merz
zu den zehn Unions-Mitgliedern
in der zentralen Verhandlungs-
gruppe der Koalitionsgespräche

mit der SPD. Bareiß und Heinisch
sind in Fach-Arbeitsgruppen -
Bareiß in der für Infrastruktur,
Heinisch in der für Energie. Beide
waren während der Verhandlun-
gen mit Äußerungen zu Russland
aufgefallen.

Heinisch hatte „Politico“ ge-
sagt: „Wenn eines Tages ein ge-
rechter und sicherer Frieden ge-
funden ist, dann muss man auch
wieder über den Kauf russischen
Gases sprechen dürfen“. Bareiß
hatte zu Gerüchten über eine Re-
aktivierung der Ostsee-Pipeline
Nord Stream 2 auf Linkedin ge-
schrieben: Wenn wieder Frieden
herrsche, die Beziehungen sich
normalisierten, die Embargos
früher oder später zurückgingen,
„natürlich kann dann auch wie-
der Gas fließen, vielleicht diesmal
dann in einer Pipeline unter US
amerikanischer (sic) Kontrolle“.
Dies sei eine Entscheidung des
Marktes.

Kretschmer nahm auch in ei-
nem anderen Punkt eine andere
Haltung ein als sein Parteichef
Merz. Eine Lieferung von Tau-
rus-Marschflugkörpern in die Uk-

raine ist für ihn kein Thema
mehr. „Ich halte das nicht für den
richtigen Weg und ehrlich gesagt
ist die Diskussion auch gerade zu
Ende“, sagte er.

Scholz hatte die Lieferung der
Taurus-Raketen mit einer Reich-
weite von 500 Kilometern in die
Ukraine stets abgelehnt. CDU-
Chef Merz hat sich dagegen
grundsätzlich dazu bereit erklärt,
sie der Ukraine gegebenenfalls in
Abstimmung mit den Verbünde-
ten zur Verfügung zu stellen.

Der sächsische Ministerpräsi-
dent kann sich perspektivisch
auch vorstellen, dass Merz als
Kanzler mit dem russischen Prä-
sidenten Wladimir Putin spre-
chen wird. „Das wird es bestimmt
geben“, sagte er. Es müsse aber
bei dieser Frage darum gehen,
was man erreichen kann. „War-
um sollte eigentlich der russische
Präsident mit uns sprechen?“,
fragte Kretschmer in diesem Zu-
sammenhang. „Was hat Deutsch-
land zu bieten? Was kann
Deutschland bewegen?“ Diese Po-
sition müsse man sich erst mal
wieder erarbeiten. (dpa/san)

CDU-Vize Kretschmer als „Putin-Freund“ tituliert
Grünen-Fraktionschefin Haßelmann: Merz muss „Russland-Connection“ in CDU beenden - Vorwurf der Anbiederung

Michael Kretschmer (CDU) ist mit

seiner Russland-Position bei den

Grünen angeeckt. Foto: Albert/dpa

Washington. US-Präsident Do-
nald Trump hat dem Iran mit ei-
nem massiven Militäreinsatz ge-
droht. Sollte Teheran einem Ab-
kommen zur Begrenzung seines
Atomprogramms nicht zustim-
men „wird es Bombardierungen
geben, und zwar Bombardierun-
gen, wie sie sie noch nie gesehen
haben“, sagte Trump in einem
NBC-Interview. Die US-Regierung
und andere westliche Staaten
einschließlich Israel wollen ver-
hindern, dass die von schiiti-
schen Geistlichen beherrschte Is-
lamische Republik Iran eigene
Atomwaffen entwickelt. Trump
kündigte zugleich an, dass er als
Druckmittel auch sogenannte se-
kundäre Zölle erwäge. Diese US-
Zölle würden Länder treffen, die
dem Iran etwa Öl abkaufen. Zu-
vor hatte Iran direkte Verhand-
lungen mit der US-Regierung er-
neut abgelehnt. (dpa/san)

Irans Atomprogramm

Trump droht mit
Bombardierung

Ihr Draht zu uns

Telefon 0471/597-
� Christoph Willenbrink (wil) -256
� Tim Albert (tra) -258
� Marcus Kretzner (mkr) -295

P
ersönlich erstellt für:  M

arlies H
olz


